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Einleitung 

Strafrechtswissenschaft und -praxis hatten in den letzten Jahrzehnten ste-
tig neue Herausforderungen zu bewältigen. Waren es früher zumeist Prob-
leme bei der Aburteilung von relativ überschaubaren Sachverhalten, an-
hand derer in Wissenschaft und Praxis die Strafrechtsdogmatik verfeinert 
wurde, so sind es in den letzten Jahren zunehmend die medienwirksamen 
Verfahren gegen Großunternehmen,1 die den Strafrechtsanwender zu 
dogmatischer Innovation bewegen – gar dazu zwingen. Es ist keine neue 
oder überraschende Erkenntnis, dass gerade Unternehmen und deren 
komplexe Organisationsstrukturen für die an überschaubaren Konstellati-
onen entwickelten dogmatischen Figuren ein beinahe nicht zu überwin-
dendes Hindernis darstellen, sobald nach strafrechtlicher Verantwortung 
einzelner Unternehmensmitarbeiter gefragt wird.2 

Einen Beleg hierfür stellt die – oft bis in kleinste Details austarierte – 
Komplexität der deutschen Strafrechtsdogmatik selbst dar.3 Nun sind es 
freilich erst seit kurzer Zeit – zumindest im Vergleich zur Geschichte der 
deutschen Strafrechtsjurisprudenz – die großen Wirtschaftsstrafverfahren, 
die zu dieser verästelten nach Einzelfallgerechtigkeit strebenden Differen-
zierung innerhalb der Strafrechtsdogmatik beigetragen haben. 

Insbesondere die Beteiligungsdogmatik ist von dieser Tendenz betrof-
fen. Fragen rund um Täterschaft und Teilnahme spielen naturgemäß erst 
dann eine Rolle, wenn mehrere Personen zu einem vom Strafrecht miss-
billigten Erfolg beigetragen haben.4 Die bekannteste Entwicklung in die-
sem Zusammenhang ist die Übertragung der von Roxin entwickelten Or-
ganisationsherrschaft5 von staatlichen Unrechtsorganisationen hin auf Un-

____________________ 

1  Bspw. BGH, Urt. v. 21.12.2005 – 3 StR 470/04 = BGHSt 50, 331 (Vodafone/ 
Mannesmann); BGH, Urt. v. 29.8.2008 – 2 StR 587/07 = BGHSt 52, 323 (Sie-
mens). 

2  Dazu ausführlich Rotsch, Individuelle Haftung, passim. 
3  Gar von einer „Hypertrophie des Rechts“ schreibt Rotsch, ZIS 2008, 1; vgl. dazu 

ders., Einheitstäterschaft, S. 1 Fn. 1 m.w.N. 
4  Siehe statt aller Heine/Weißer, in: Schönke/Schröder, Vor § 25 Rn. 1; Schüne-

mann, in: LK, § 25 Rn. 1. 
5  Grundlegend Roxin, Tatherrschaft, S. 242 ff., 736 ff., Rn. 334 ff. 
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ternehmen durch den BGH.6 Die Organisationsherrschaft als Instrument 
zur Begründung von Täterschaft innerhalb der Führungsebene von Unter-
nehmen hat vielfach Kritik erfahren,7 zumal die Idee der Organisations-
herrschaft schon selbst umstritten ist.8 Im Rahmen eines anschließend ver-
öffentlichten Vortrages gibt der BGH-Richter Nack zu erkennen, dass es 
weniger dogmatische Erwägungen waren, die den BGH zur Übertragung 
der Organisationsherrschaft auf Unternehmen bewogen haben, als viel-
mehr das kriminalpolitische Bedürfnis, Täterschaft in der Führungsebene 
von Unternehmen begründen zu können.9 

Doch ganz gleich welchen Widerhall die Organisationsherrschaft in der 
Literatur verursacht haben mag, ging es dabei „nur“ um die Reichweite 
einer Beteiligungsart. Die neuere Diskussion um die fahrlässige Mittäter-
schaft birgt eine ganz andere Dimension an strafrechtsdogmatischer Neue-
rung: Den Verzicht auf einen individuell kausalen Beitrag.10 Insbesondere 
dieser Umstand regt zum Nachdenken an, denn das Erbringen eines kausa-
len Beitrags war bis dato die unumstrittenste Voraussetzung strafrechtli-
cher Erfolgsdelikte.11 Der Verzicht auf einen kausalen Beitrag ist kein ex-
plizites Novum der fahrlässigen Mittäterschaft, sondern wird allgemein als 
Besonderheit der Mittäterschaft von einer großen Zahl von Autoren schon 
seit längerem vertreten.12 

Die Diskussion um die fahrlässige Mittäterschaft förderte diesen Disput 
lediglich erneut zu Tage. Ausgangspunkt der Diskussion, ob es möglich 
ist, Mittäter an einem Fahrlässigkeitsdelikt ohne eigenen kausalen Beitrag 
zu sein, waren insbesondere zwei Entscheidungen, von denen eine noch 
nicht einmal von einem deutschen Gericht stammt: Die „Rolling Stones“-
Entscheidung13 des schweizerischen Bundesgerichts und das „Leder-

____________________ 

6  BGHSt 40, 218 (236); BGHSt 45, 270 (296); BGHSt 48, 331; BGHSt 49, 147 
(163).  

7  Allen voran von Roxin selbst, Tatherrschaft, S. 748 ff., Rn. 379 ff.; ebenfalls ab-
lehnend und kritisch dazu Rotsch, ZStW 2000 (112), 518; ders., ZIS 2009, 549; 
Schroeder, ZIS 2009, 569; Jakobs, ZIS 2009, 572. 

8  Siehe Hruschka, ZStW 110, 581 (606 ff.); Jescheck/Weigend, AT, S. 670; aus-
führlich Rotsch, Einheitstäterschaft, S. 322 ff. m.w.N. 

9  Nack, GA 2006, 342. 
10  Dies kritisiert insb. Puppe, GA 2004, 129.  
11  Siehe auch Rotsch, FS Puppe, 887 (892 ff.). 
12  So schon Herzberg, Täterschaft, S. 56 ff.; Vgl. auch Kamm, Fahrlässige Mittäter-

schaft, S. 60; Knauer, Kollegialentscheidungen, S. 83 ff., 133 ff.; Kühl, in:     
Lackner/Kühl, § 25 Rn. 11; Roxin, AT II, § 25 Rn. 213. 

13  Kassationshof, Urt. v. 15.5.1987 – 113 IV 58 = BGE 113 IV, 58. 
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spray“-Urteil14 des BGH. Von fahrlässiger Mittäterschaft war jedoch in 
keinem der beiden Urteile ausdrücklich die Rede. Wieso gerade diese Ent-
scheidungen eine derartige Resonanz in der Literatur erfahren haben, und 
sich in Folge dessen die fahrlässige Mittäterschaft einer zunehmenden 
Anerkennung in der Literatur erfreut, wird erst bei genauerer Betrachtung 
der Gegenstände beider Entscheidungen klar: 

Im „Rolling Stones“-Fall befand das schweizerische Bundesgericht 
zwei Angeklagte der fahrlässigen Tötung für schuldig, die absprachege-
mäß Felsen einen Berg herab rollten; von einem dieser Felsen wurde am 
Fuße des Berges ein Fischer erschlagen.15 Welcher der beiden den tödli-
chen Stein hinabgestoßen hatte, konnte nicht festgestellt werden. Das 
schweizerische Bundesgericht entschied dennoch entgegen dem Grundsatz 
indubio pro reo auf Freispruch unter dem Hinweis, dass die beiden zu-
sammen gehandelt haben.16 

Im Rahmen der „Lederspray“-Entscheidung waren es die vermeintli-
chen dogmatischen Schwierigkeiten rund um die Frage, ob ein Beitrag für 
einen Erfolg auch dann kausal ist, wenn mehr identische Beiträge auf ei-
nen Erfolg eingewirkt haben, als zu dessen Herbeiführung mindestens 
notwendig waren.17 Denkt man den einzelnen Beitrag hinweg, so kommt 
der Erfolg dennoch zustande. Die condicio sine qua non-Formel gerät bei 
der Begründung der Kausalität der Einzelstimme an ihre Grenzen.18 Kon-
sequenterweise wäre kein Abstimmender für den getroffenen Beschluss 
verantwortlich, da jede Stimme hinweggedacht werden kann. Es ist ein 
absurdes Ergebnis, dass niemand für den getroffenen Beschluss kausal 
gewesen sein soll. Der BGH hielt freilich an einer Strafbarkeit der Gremi-
umsmitglieder fest und wies darauf hin, diese seien schließlich Mittäter 
gewesen.19 Freilich hat das Problem der sog. Gremienkausalität zunächst 
nichts damit zutun, ob die Gremienmitglieder vorsätzlich oder fahrlässig 
handelten. Jedoch ließe sich das Problem der Gremienkausalität bei Fahr-
lässigkeitsdelikten nur dann mit einem Hinweis auf die Mittäterschaft der 
Gremiumsmitglieder begründen, insofern man eine fahrlässige Mittäter-
schaft anerkennt. 

____________________ 

14  BGH, Urt. v. 6.7.1990 – 2 StR 549/89 = BGHSt 37, 106. 
15  BGE 113 IV, 58. 
16  BGE 113 IV, 58 (59 f.). 
17  Vgl. zu dieser Frage, Knauer, Kollegialentscheidungen, S. 201 ff.; Weißer, Kol-

legialentscheidungen, S. 75 ff.  
18  Siehe Puppe, in: NK-StGB, Vor § 13 Rn. 122 m.w.N. 
19  BGHSt 37, 106 (insb. 129). 
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Um diese vermeintlichen Kausalitätsprobleme auch bei Fahrlässigkeits-
delikten zufriedenstellend bewältigen zu können, gewann die fahrlässige 
Mittäterschaft innerhalb kurzer Zeit zahlreiche Anhänger in der Litera-
tur.20 Bewogen hat die Vertreter einer fahrlässigen Mittäterschaft freilich 
nicht die Überzeugung, dass eine solche dogmatisch und systematisch un-
entbehrlich sei, sondern vielmehr die Zuversicht, dass die behauptete Ei-
genart der Mittäterschaft, einen individual kausalen Beitrag obsolet zu 
machen, dazu beitragen kann, Kausalitäts- und Sachverhaltsfragen dem 
gewünschten – bzw. reflexhaft als richtig erkannten – Ergebnis zuzufüh-
ren. 

Im gleichen Maße regt sich jedoch auch Widerstand: Es mehren sich 
die Stimmen, die eine fahrlässige Mittäterschaft für mit dem geltenden 
Recht unvereinbar halten,21 bzw. nicht die Möglichkeit deren Konstrukti-
on, wohl aber den Nutzen dieser Figur bestreiten.22 

Losgelöst von der jüngsten Debatte in der Strafrechtwissenschaft, kann 
auch die Diskussion um die fahrlässige Mittäterschaft – wie viele andere, 
auch heute noch umstrittene Probleme im Umkreis der Beteiligungslehre – 
in ihren Grundzügen noch viel weiter zurückverfolgt werden.23 

Und genau wie viele andere strafrechtliche Grundsatzfragen – insbe-
sondere ist hier die immerwährende Forderung nach einer originären Un-
ternehmensstrafbarkeit zu nennen24 – erlebte auch die fahrlässige Mittäter-
schaft eine Renaissance, als Rechtsprechung oder Literatur sich mit einem 
Problem konfrontiert vorfanden, das sich vermeintlich nur unter Anwen-
dung dieser Rechtsfigur zufriedenstellend lösen lässt. 

Bereits bei oberflächlicher Betrachtung der Diskussion um die fahrläs-
sige Mittäterschaft wird ein Aspekt sofort augenscheinlich: Die Argumen-
tationen der meisten Befürworter einer fahrlässigen Mittäterschaft nehmen 

____________________ 

20  Roxin, AT I, §§ 11 Rn. 19 und ders., AT II, § 25 Rn. 212 f.; Renzikowski, Rest-
riktiver Täterbegriff, S. 282 ff.; Knauer, Kollegialentscheidungen, S. 181 ff.; 
Kamm, Fahrlässige Mittäterschaft, S. 179 ff.; Otto, in: Spendel-FS, 272; Weißer, 
Kollegialentscheidungen, S. 142 ff.; für Japan Utsumi, ZStW 119 (2007), 768; 
Greco, ZIS 2011, 674 (681 ff.).  

21  Puppe, GA 2004, 129; Bottke, GA 2001, 463. 
22  Puppe, GA 2004, 129; Roxin, Tatherrschaft, S. 770 Rn. 430 ff.; ders., AT II, § 25 

Rn. 239 ff.; Rotsch, FS-Puppe, 887; Gropp, GA 2009, 265. 
23  Siehe die Nachweise bei Kraatz, Fahrlässige Mittäterschaft, S. 31 ff., 86 ff. 
24  Siehe zu diesem „kriminalpolitischen Zombie“ jüngst Schünemann, ZIS 2014, 1. 
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bei deren (vermeintlichen) kriminalpolitischen Bedürfnis ihren Ausgangs-
punkt.25 

Ziel dieser Arbeit ist es, sowohl die kriminalpolitische Notwendigkeit 
der fahrlässigen Mittäterschaft zu erörtern, als auch – von dieser ersten 
Frage unabhängig – die Möglichkeiten deren Konstruktion auf dem Boden 
der herrschenden Fahrlässigkeits- und Beteiligungslehre zu diskutieren. 

Zunächst sollen (unter A.) all jene Fallgestaltungen betrachtet werden, 
die zur Anerkennung der fahrlässigen Mittäterschaft durch einen beachtli-
chen Teil der Literatur26 geführt haben. Dadurch sollen die Zurechnungs-
möglichkeiten der fahrlässigen Mittäterschaft verdeutlicht und alternative 
Lösungsansätze dargestellt werden. 

Im nächsten Schritt (unter B.) werden unterschiedliche Konstruktions-
ansätze der fahrlässigen Mittäterschaft aus der Literatur dargestellt. Die 
daraus gewonnenen Erkenntnisse sollen als Grundlage und Maßstab der 
weiteren Untersuchung dienen. 

Grundlage der fahrlässigen Mittäterschaft ist, wie bereits angedeutet, 
das der Mittäterschaft unterstellte Zurechnungspotential. In einem ersten 
Schritt wenden wir uns daher der Frage zu, in welchem Verhältnis sich 
Zurechnung und Beteiligung grundsätzlich zueinander stehen (C.). An-
schließend soll das Zurechnungspotential der Mittäterschaft für das Vor-
satzdelikt geklärt werden (D.). 

Unabhängig vom Ergebnis aus D., wird dann untersucht, inwiefern das 
von einem Großteil der Literatur behauptete Zurechnungspotential auf 
Fahrlässigkeitsdelikte übertragen werden kann, bzw. ob die vertretenen 
Konstruktionsvorschläge einer fahrlässigen Mittäterschaft mit der herr-
schenden Fahrlässigkeitsdogmatik vereinbar sind (E.). 

 

____________________ 

25  Exemplarisch Weißer, Kollegialentscheidungen, S. 105 ff., 158 f.; dies., JZ 1998, 
230 (237 f.).; Knauer, Kollegialentscheidungen, S. 196 f.; Pfeiffer, Jura 2004, 
519. 

26  Siehe Bindokat, JZ 1979, 434; Dencker, Kausalität und Gesamttat, S. 178 f.; 
Greco, ZIS 2011, 674 (687); Häring, Die Mittäterschaft beim Fahrlässigkeitsde-
likt, S. 202 ff.; Heine/Weißer, in: Schönke/Schröder, Vor § 25 Rn. 114 ff.;       
Hilgendorf, NStZ 1994, 561 (563); Hoyer, in: SK, § 25 Rn. 154; ders., FS Puppe, 
514; Kamm, Fahrlässige Mittäterschaft, S. 17 ff.; Knauer, Kollegialentscheidun-
gen, S. 190 ff.; Kuhlen, FG BGH, 646 (670); Otto, FS Spendel, 271 (281 ff.); 
Pfeiffer, Jura 2004, 519; Rengier, AT, § 53 Rn. 3 ff.; Renzikowski, Restriktiver 
Täterbegriff, S. 288 ff.; ders., FS Otto, 423; Roxin, AT II, § 25 Rn. 242, Schaal, 
Gremienentscheidungen, S. 221 ff.; Schlehofer, FS Herzberg, 355 (366 ff.);     
Weißer, Kollegialentscheidungen, S. 148; dies., JZ 1998, 230. 
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Abschließen (F.) wird die Untersuchung mit der Beantwortung der Fra-
ge, ob und wie Fahrlässigkeitsdelikte gemeinschaftlich begangen werden 
können und welche Konsequenzen aus der gemeinschaftlichen Begehung 
eines Fahrlässigkeitsdelikts folgen. 
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A. Mögliche Zurechnungsdimension einer fahrlässigen 
Mittäterschaft 

Bevor die dogmatischen Begründungen der fahrlässigen Mittäterschaft 
und deren Vereinbarkeit mit der herrschenden Beteiligungslehre behandelt 
werden, legen wir zunächst das Augenmerk auf die Umstände, die zur 
breiten Anerkennung der fahrlässigen Mittäterschaft beigetragen haben. 
Zwar werden hauptsächlich die „Rolling Stones“-Entscheidung1 des 
Schweizerischen Bundesgerichts und die Abstimmungsproblematik aus 
der „Lederspray“-Entscheidung2 als Schulfälle der fahrlässigen Mittäter-
schaft und insbesondere als Beispiele für deren rechtspolitische Notwen-
digkeit angeführt. Doch sind dies freilich nicht die einzigen Fälle, an de-
nen die vermeintlichen Vorzüge der fahrlässigen Mittäterschaft demons-
triert werden können. 

In neueren Beiträgen, die unter anderem auch die fahrlässige Mittäter-
schaft zum Gegenstand haben, wird die fahrlässige Mittäterschaft zumeist 
nicht um ihrer selbst willen, sondern als Ausweg aus verschiedenen – 
nicht originär beteiligungsdogmatischen – Fragestellungen angeführt.3 Die 
Vermutung liegt nahe, dass die Hoffnung, mit der fahrlässigen Mittäter-
schaft das erwünschte und für richtig gehaltene Ergebnis begründen zu 
können, manches Mal dazu führte, dass die Konstruktion der Rechtsfigur 
nicht kritisch genug hinterfragt wurde. Aus diesem Grund betrachten wir 
die „leading cases“ der fahrlässigen Mittäterschaft schon zu Beginn der 
Untersuchung, um diese auf Gemeinsamkeiten zu untersuchen. Bereits an 
dieser Stelle soll eine gewisse Grobgliederung der Fälle erfolgen. Daran 
schließen Überlegungen an, welches weitere Potential die Rechtsfigur 
bergen könnte. 

 

____________________ 

1  BGE 113 IV, 58. 
2  BGHSt 37, 106. 
3  Siehe hierzu die Ausführungen unter B. (S. 99 ff.). 
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I. Kausalitätsprobleme aufgrund von Unkenntnis des 
Geschehensablaufes 

Das wohl anschaulichste Beispiel für eine Fallgestaltung, zu deren Bewäl-
tigung die fahrlässige Mittäterschaft beitragen könnte, ist die sog. „Rolling 
Stones“-Entscheidung4 des schweizerischen Bundesgerichtes. Warum aber 
hat gerade eine Entscheidung des schweizerischen Bundesgerichts solche 
Auswirkungen auch auf die deutsche Strafrechtswissenschaft? 

1. Gegenstand der „Rolling Stones“-Entscheidung 

Das Schweizerische Bundesgericht hatte folgenden Fall zu entscheiden: A 
und B beschlossen, zwei Felsbrocken einen Hang hinabzurollen. Beiden 
war bekannt, dass sich unterhalb des Hanges häufig Fischer aufhielten. 
Um auszuschließen, dass jemand von den herabrollenden Steinen getrof-
fen werden könnte, rief B den Abhang hinab. Zwar konnten die beiden das 
unterhalb des Hanges liegende Flussufer nicht einsehen, da aber niemand 
auf das Rufen antwortete, rollten sie die Steine herab. Unterhalb des Ab-
hanges befand sich jedoch ein Fischer, der von einem der beiden Steine 
tödlich getroffen wurde. Wer den tödlichen Stein ins Rollen gebracht hat-
te, konnte von den Tatsacheninstanzen nicht festgestellt werden.5 Dennoch 
erkannte das Obergericht des Kantons Zürich für beide Angeklagte auf ei-
ne fahrlässige Tötung.6 

Das Problem, welches einer Verurteilung wegen fahrlässiger Tötung 
nach Art. 117 SchStGB7 im Wege steht, ist, dass sowohl A wie auch B 
sich mit dem Vorbringen verteidigen konnten, dass der jeweils andere den 
tödlichen Stein ins Rollen gebracht habe. Die naheliegende Konsequenz 
ist, dass beide nach dem Grundsatz in dubio pro reo freigesprochen wer-
den müssten.8 Dasselbe Problem würde sich genauso bei einer Verurtei-

____________________ 

4  BGE 113 IV, 58. 
5  Vgl. zu den dies bezüglichen Feststellungen der Instanzen, BGE 113 IV 58 (59). 
6  BGE 113 IV, 58 (59). 
7  Art. 117 SchStGB: „Wer fahrlässig den Tod eines Menschen verursacht, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.“ 
8  Vgl. v. Heintschel-Heinegg, in: BeckOK-StGB, § 1 Rn. 24 m.w.N. 
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lung nach § 222 StGB stellen – ist die Strafnorm für fahrlässige Tötung in 
Deutschland und in der Schweiz doch nahezu identisch formuliert.9 

a) Die Lösung des schweizerischen Bundesgerichts 

Das Bundesgericht geht in seiner Entscheidung einen anderen Weg: Zu-
nächst stellt es fest, dass sowohl Erfolg wie auch ein fahrlässiges Handeln 
nicht in Frage stehen und einzig die Zurechnung des Erfolgs zum Verhal-
ten über eine Strafbarkeit wegen fahrlässiger Tötung entscheidet.10 Zu 
diskutieren bliebe einzig die Frage, ob eine Zurechnung des Erfolges zur 
Sorgfaltswidrigkeit des einzelnen möglich sei, obwohl nicht feststehe, wer 
den tödlichen Stein hinabrollte.11 

Das Bundesgericht nimmt eine derartige Zurechnung dennoch an. Es 
stützt sich auf die allgemeine Fahrlässigkeitsdogmatik und führt hierzu 
unter Rückgriff auf die Literatur an, dass derjenige sich gem. Art. 117 
SchwStGB strafbar macht, der durch sorgfaltswidriges Verhalten zur Tat-
bestandserfüllung beiträgt; dies gelte auch dann, wenn andere auf ähnliche 
Weise an der Tatbestandserfüllung beteiligt waren.12 Zudem nahm das 
Bundesgericht an, dass die Angeklagten die Steine „gemeinsam“ herabrol-
len lassen wollten: „Bei einer derartigen Konstellation [sei] nicht danach 
zu fragen, ob der jeweilige Einzelbeitrag für den tatbestandsmäßigen Er-
folg kausal geworden ist, sondern ob die Kausalität zwischen der gemein-
sam vorgenommenen Gesamthandlung und dem eingetretenen Erfolg zu 
bejahen ist.“13 Der Begriff (fahrlässige) Mittäterschaft fällt freilich nicht.14 
Dennoch wird diese Entscheidung für eine der Leitentscheidungen zum 
Thema fahrlässige Mittäterschaft gehalten, was an der Begründung des 
Bundesgerichts liegt, mittels der die Kausalität der „Gesamttat“ für ur-
sächlich erklärt wird.15 

____________________ 

9  Vgl. Schubarth, Kommentar zum schweizerischen StGB, Art. 117 Rn. 3 ff.;    
Stratenwerth/Wohlers, Schweizerisches StGB, Art. 117 Rn. 1 ff. 

10  BGE 113 IV, 58 (59). 
11  BGE 113 IV, 58 (59). 
12  BGE 113 IV, 58 (58 f.). 
13  BGE 113 IV, 58 (60, Hervorhebung durch Verf.). 
14  Vgl. dazu bspw. Otto, Jura 1990, 47; Rotsch, FS Puppe, 887 f. 
15  Der Begriff Gesamttat wird insbesondere von Dencker als Zurechnungsprinzip 

vertreten. An einer allgemeinen Herleitung dieses Prinzips versuchte dieser sich 
in seinem Werk Kausalität und Gesamttat, passim. 
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Bereits der Leitsatz der Entscheidung lautet: „Haben mehrere Personen 
eine einzige (sorgfaltswidrige) Handlung beschlossen und in arbeitsteili-
ger Weise durchgeführt, [...] [hat dies] die Strafbarkeit aller Beteiligten 
zur Folge.“16 Auf die Kausalität der Gesamttat komme es dann an, wenn 
die sorgfaltswidrige Handlung „gemeinsam beschlossen“ wurde und „in 
der Folge in einem nahen örtlichen und zeitlichen Zusammenhang ge-
meinsam durchgeführt wird, wobei es der zufälligen Arbeitsteilung über-
lassen bleibt, wer welchen Stein ins Rollen bringt.“17 Diese Begründung 
wollte das Schweizerische Bundesgericht wohl – wie in einer späteren 
Entscheidung zum Ausdruck kommt – als Lösung auf Kausalitätsebene 
verstanden wissen.18 Doch verwundert es nicht, dass sich bei Formulie-
rungen wie „gemeinsam beschlossen“ und „gemeinsam arbeitsteilig 
durchgeführt“ Parallelen zu den geläufig verwendeten Voraussetzungen 
der Mittäterschaft „gemeinsamer Tatplan“ und „gemeinsame Tatausfüh-
rung“ aufdrängen.19 

Inwiefern die gewählte Argumentation eine Lösung auf Ebene der Kau-
salität begründen kann, bleibt unklar. Das Schweizerische Bundesgericht 
macht es sich einfach, wenn es zwei individuelle Handlungen zu dem von 
ihm als „Gesamttat“ bezeichneten, einheitlichen Geschehen zusammen-
fassen will, wobei es hierfür von der Mittäterschaft bekannte Begrün-
dungsmuster heranziehen möchte, ohne letztlich die Mittäterschaft selbst 
als einendes Element anzunehmen. 

b) Bewertung der Entscheidung innerhalb der Literatur 

Nicht weiter verwunderlich ist es daher, dass die „Rolling Stones“-
Entscheidung zum Paradefall der fahrlässigen Mittäterschaft avancierte 
und sowohl in der schweizerischen wie auch in der deutschen Literatur 
oftmals als Anerkennung der fahrlässigen Mittäterschaft durch das 
schweizerische Bundesgericht rezipiert wurde.20 Die Bewertungen fielen – 

____________________ 

16  BGE 113 IV, 58. 
17  BGE 113 IV, 58 (60). 
18  Vgl. Kassationshof, Beschl. v. 1.3.2000 – 126 IV 84 = BGE 126 IV, 84 (88). 
19  Allgemein zu den Voraussetzungen der Mittäterschaft vgl. exemplarisch Roxin, 

AT II, § 25 Rn. 188 ff. 
20  Vgl. Donatsch, SJZ 1989, 109 (110 ff.); Riedo/Chvojka, ZStR 2002, 152 

(162 ff.). 



I. Kausalitätsprobleme aufgrund von Unkenntnis des Geschehensablaufes 

 31  

wenn auch mit deutlichen Unterschieden in der Begründung – zunächst 
überwiegend ablehnend aus.21 Nichtsdestotrotz wurde die vermeintliche 
Anerkennung der fahrlässigen Mittäterschaft auch begrüßt.22 Auch wurde 
angeführt, dass gerade eine gegenseitige Zurechnung, wie sie das schwei-
zerische Bundesgericht vorgenommen hat, der sachlich richtige Weg zur 
Lösung von all denjenigen Fällen sei, in denen ein persönlicher kausaler 
Beitrag nicht nachgewiesen werden könne.23 

2. Ähnliche Sachverhalte in der deutschen Judikatur 

Auch wenn die „Rolling Stones“-Entscheidung wohl das bekannteste Ur-
teil zu einer Fallkonstellation ist, an der die Berechtigung der fahrlässigen 
Mittäterschaft anschaulich gemacht werden soll,24 gab es durchaus auch in 
Deutschland ähnlich gelagerte Entscheidungen: 

a) BayObLG, Urt. v. 27.4.1990 – RReg. 2 St 392/89 („Kerzenfall“) 

Zwei Einbrecher stiegen in ein unbewohntes Gebäude ein. Im Wohnzim-
mer des Hauses entzündeten sie mehrere Kerzen. Anschließend verließen 
sie das Wohnzimmer, um sich im Obergeschoß umzuschauen. In der Zwi-
schenzeit fing der Teppich im Wohnzimmer Feuer. Wie genau es dazu 
kam, konnte nicht festgestellt werden. Als die Einbrecher den Brand be-
merkten, gingen sie davon aus, das Feuer sei nicht mehr zu löschen und 
flüchteten. Das Haus brannte vollständig nieder.25 

Das BayObLG widersprach in dieser Entscheidung zunächst der Vo-
rinstanz, die die Angeklagten wegen des in dubio-Grundsatzes freisprach: 
Das AG „ging deshalb bei seiner rechtlichen Überlegung davon aus, daß 
jeweils der andere Angekl. die Kerzen aufgestellt hatte. Es verneinte eine 

____________________ 

21  Vgl. nur Donatsch, SJZ 1989, 109 (110 ff.); Walder, FS Spendel, 363. 
22  Exemplarisch Otto, FS Spendel, 271 (282 f.). 
23  Vgl. Riedo/Chvolka, ZStR 2002, 152 (162 ff.). 
24  So wird die Entscheidung als Fallbeispiel für die fahrlässige Mittäterschaft ge-

nannt von: Kaspar, JuS 2012, 112 (116); Murmann, GK, § 27 Rn. 54 f.; Rengier, 
AT, § 53 Rn. 4 ff.; Roxin, AT II, § 25 Rn. 240 f. 

25  BayObLG NJW 1990, 3032; Trivialname nach Kühl, AT § 20 Fn. 179b. 
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Verantwortlichkeit beider Angekl., weil derjenige, der die Kerzen nicht 
aufgestellt hatte, nicht verpflichtet gewesen sei, deren Standfestigkeit zu 
überprüfen.“26 

Der Senat hingegen vertrat die Auffassung, dass beide Angeklagten 
wegen einer gefährlichen vorangegangenen Handlung dazu verpflichtet 
gewesen waren, alles Zumutbare zu unternehmen, um einen Brand zu ver-
hindern, da „durch den Gebrauch von Kerzen als Beleuchtung ein Brand 
entstehen kann“ und diese Handlung somit grundsätzlich gefährlich sei.27 
Auf die Problematik, ob in dieser Konstellation eine Ingerenzgarantenstel-
lung angenommen werden kann, soll an dieser Stelle nicht weiter einge-
gangen werden.28 Interessant ist jedenfalls, dass der Senat trotz einer ähn-
lich gelagerten Fallkonstellation keinerlei Rückgriff auf beteiligungsdog-
matische Figuren genommen hat, sondern das Problem auf der Ebene der 
Unterlassens – genauer: der Garantenpflicht – verortete. 

b) OLG Schleswig, Urt. v. 27.04.1981 – 1 Ss 756/80               
(„Streichholzfall“) 

Am gleichen Datum neun Jahre zuvor befasste das OLG Schleswig sich 
mit folgendem Fall: Zwei Einbrecher stiegen in eine Fabrikhalle ein. Dort 
scheuten sie sich, das Licht einzuschalten. Um dennoch etwas sehen zu 
können, zündeten sie Streichhölzer an und warfen diese – noch brennend – 
vor sich. Durch eins dieser Streichhölzer wurde ein in der Halle lagernder 
Stoffballen in Brand gesetzt. Das Feuer griff auf weitere Ballen über und 
erfasste Teile des Gebäudes. Wer das Streichholz geworfen hatte, konnte 
nicht festgestellt werden.29 

Der Senat stellte zunächst fest, dass eine Verurteilung wegen des Wer-
fens der Streichhölzer nicht möglich sei, da unbekannt war, wessen 
Streichholz den Brand verursachte.30 Doch anders als das BayObLG zog 
das OLG Schleswig die Mittäterschaft zur Lösung des Falles zumindest in 
Erwägung: „Allein dadurch, daß beide Täter offenbar mit gegenseitiger 

____________________ 

26  BayObLG NJW 1990, 3032. 
27  BayObLG NJW 1990, 3032. 
28  Siehe zu den Anforderungen an die Gefahrschaffung exemplarisch Weigend, in: 

LK, § 13 Rn. 42 ff.; Gaede/Wohlers, in: NK-StGB, § 13 Rn. 43; jeweils m.w.N. 
29  OLG Schleswig NStZ 1982, 116; Trivialname nach Kühl, AT, § 20 Fn. 179b. 
30  OLG Schleswig NStZ 1982, 116. 



I. Kausalitätsprobleme aufgrund von Unkenntnis des Geschehensablaufes 

 33  

Billigung die Fabrikationshalle mit Zündhölzern ausleuchteten und diese 
jeweils achtlos fortwarfen, [...] kann der Vorwurf der Brandstiftung durch 
fahrlässiges Handeln nicht begründet werden. Denn bei fahrlässigen De-
likten scheidet eine Mittäterschaft aus“.31 Die vom Senat gewählte Formu-
lierung scheint nahezulegen, dass dieser die Lösung der Sachverhaltsun-
klarheit über die Beteiligungsform durchaus für gangbar hielt, nur eben 
nicht beim Fahrlässigkeitsdelikt. Da dieser Weg versperrt schien, erwog 
der Senat – ähnlich wie auch das BayObLG – einen Rückgriff auf eine 
Unterlassensstrafbarkeit, lehnte im Ergebnis jedoch auch diese ab, da eine 
Ingerenzgarantenstellung dann nicht angenommen werden könne, falls das 
pflichtwidrige Vorverhalten bereits selbst den Erfolg herbeiführe.32 

3. Lösung mithilfe der fahrlässigen Mittäterschaft 

Fälle, bei denen für die Erfolgsverwirklichung die Beiträge verschiedener 
Personen in Betracht kommen und bei denen nicht nachvollzogen werden 
kann, wessen Beitrag den Erfolg tatsächlich verursachte, haben eine hohe 
praktische Relevanz. 

Otto argumentiert, die (fahrlässige) Mittäterschaft biete eine Lösung für 
das Kausalitätsdilemma in den dargestellten Fällen, denn „der Nachweis 
der kausalen Verknüpfung der einzelnen Tatbeiträge mit dem Erfolg [sei] 
nicht erforderlich, wohl aber die Realisierung der gemeinschaftlich be-
gründeten oder erhöhten Gefahr im Erfolg.“33 Anschaulich möchte Otto 
dies am Beispiel des „Balkenwurf“-Falles34 machen: Wenn mehrere Per-
sonen bei Arbeiten an einem Dachstuhl zusammen einen Balken auf die 
Straße hinab werfen und dieser unten einen Passanten erschlägt, so sollen 
sich diese einer gemeinschaftlichen fahrlässigen Tötung schuldig gemacht 
haben.35 Das gleiche müsse gelten, wenn die Arbeiter zusammen nicht ei-
nen Balken hinabwerfen, sondern wenn jeder nacheinander jeweils einen 
Balken hinabwirft; wird dabei ein Passant tödlich getroffen, spiele es kei-

____________________ 

31  OLG Schleswig NStZ 1982, 116. 
32  OLG Schleswig NStZ 1982, 116 (117). 
33  Otto, FS Spendel, 271 (282 f.). 
34  Siehe v. Wächter, Busse, 61. Vgl. auch Exner, FS v. Frank, 569 (572); Jescheck/ 

Weigend, AT, S. 655. 
35  Otto, FS Spendel, 271 (282). 


